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Durchsetzung der Berlin-Klausel im Kapitaihilfeabkommen mit Entwicklungsländern 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit hat mit Schreiben vom 21. Juli 
1977 die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Welche Kapitalhilfe-Abkommen mit Entwicklungsländern, die 
seit dem 1. Januar 1972 abgeschlossen wurden, enthalten eine 
Berlin-Klausel mit dem Inhalt, daß bei den sich aus den Dar- 
lehensgewährungen ergebenden Lieferungen die Erzeugnisse der 
Industrie des Landes Berlin bevorzugt berücksichtigt werden 
sollen? 

Mit Ausnahme des in der Antwort zu Frage 2 genannten Falls 
enthalten alle übrigen Regierungsvereinbarungen über finan- 
zielle Zusammenarbeit (Kapitalhilfe) die sog. Berlin-Präferenz- 
klausel, wobei in einer Vereinbarung mit Algerien und in drei 
Vereinbarungen mit Tunesien die Berlin-Präferenzklausel nicht 
in den Abkommen selber, sondern in begleitenden Briefwech- 
seln unter Bezugnahme auf die Abkommen mit gleicher völker- 
rechtlicher Wirksamkeit geregelt ist. 

Die Berlin-Präferenzklausel wird grundsätzlich nicht in jene 
Regierungsabkommen aufgenommen, die die Verwendung von 
Kapitalhilfe für Treuhandaufgaben der Deutschen Gesellschaft 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit (Entwicklungsgesellschaft) 
mbH (DEG) betreffen. Gegenstand dieser Abkommen ist der 
Erwerb von Beteiligungen oder die Gewährung von beteili- 
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gungsähnlichen Darlehen an Entwicklungsgesellschaften oder 
-banken in Entwicklungsländern durch die DEG, nicht aber die 
Finanzierung von Lieferungen und Leistungen. 


2. In welchen Abkommen ist eine solche Klausel nicht enthalten? 
(z. B. Abkommen mit Jugoslawien) - aus welchen Gründen 
nicht -? 

Das am 19, September 1976 mit Jordanien geschlossene Kapital- 
hilfeabkommen über 1,5 Mio DM zur Finanzierung von Bera- 
tungsleistungen für den Betrieb des Hafens Aquaba enthält 
keine Berlin-Präferenzklausel, weil schon vor Unterzeichnung 
des Abkommens feststand, daß eine Beratungsfirma mit Sitz im 
Bundesgebiet den Durchführungsauftrag erhalten würde. Das in 
der Frage erwähnte Abkommen mit Jugoslawien enthält die 
Klausel. 


3, Wie groß ist der Umfang der, Kapitalhilfeleistungen, die seit dem 
1. Januar 1972 vertragsgemäß erbracht wurden und mit einer 
Berlin-Klausel versehen sind? 

Vom 1. Januar 1972 bis zum 31. März 1977 wurden rd. 5,96 Mrd. 
DM auf die mit der Berlin-Präferenz-Klausel versehenen Regie- 
rungsvereinbarungen ausgezahlt. 


4. Wie hoch sind die Leistungen der Berliner Industrie im Rahmen 
der so gewährten Entwicklungshilfe? 

5. In welcher Weise werden diese Leistungen der Industrie des 
Landes Berlin registriert bzw. ermittelt? 

Ist jeweils sidiergestellt, daß es sich dabei um industrielle Er- 
zeugnisse mit dem Ursprung Berlin und nicht nur um Lieferun- 
gen per Adresse Berlin handelt? 

6. Falls geeignete Feststellungen und Verfahren dazu nicht beste- 
hen: welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, den Um- 
fang der aus Berlin stammenden Leistungen als Auswirkung der 
Kapitalhilfeabkommen festzustellen, ohne daß zugleich für die 
Industrieunternehmen ein unverhältnismäßiger Aufwand für 
Bericht oder Statistik ausgelöst würde? 

Im Hinblick auf den engen sachlichen Zusammenhang der Fra- 
gen 4, 5 und 6 wird die Antwort wie folgt zusammengefaßt: 

Zuverlässige Angaben über die Höhe der Lieferungen und Lei- 
stungen der Berliner Industrie im Rahmen der seit dem 1. Ja- 
nuar 1972 geleisteten Kapitalhilfe sind nicht möglich. Mit ver- 
tretbarem Arbeitsaufwand läßt sich anhand der bei den Auszah- 
lungen vorzulegenden Dokumente (z. B. Rechnungen, Liefer- 
verträge) lediglich der jeweilige Hauptauftragnehmer und des- 
sen Firmensitz erfassen. Der Ursprung von Unter- und Zuliefe- 
rungen, die in den Lieferumfang des Hauptauftragnehmers ein- 
gehen, kann dabei nicht festgestellt werden. Derartige Erhebun- 
gen würden nicht nur unvertretbar hohen Arbeitsaufwand für 
die mit der Abwicklung der Kapitalhilfe betraute Kreditanstalt 
für Wiederaufbau durch Recherchen bei allen Firmen verur- 
sachen, die als Hauptauftragnehmer festgestellt werden, son- 
dern auch auf rechtliche Schwierigkeiten stoßen, da für die Fir- 
men keine Auskunftspflicht besteht. 
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Diese Problematik hinsichtlich der Feststellung von Zu- und 
Unterlieferungen wird gerade auch im Falle des Landes Berlin 
deutlich: da in Berlin hochspezialisierte Zulieferindustrien be- 
heimatet sind, ist mit Sicherheit anzunehmen, daß der Anteil 
der Lieferungen und Leistungen mit Ursprung in Berlin weitaus 
höher ist als er sich aus den Rechnungen ergibt, die der Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau von Firmen mit Sitz in Berlin zur 
Abrechnung vorgelegt werden. Diese These wird auch dadurch 
bestätigt, daß der prozentuale Anteil der Entwicklungsländer an 
der gesamten Ausfuhr der Berliner Wirtschaft seit Jahren erheb- 
lich höher ist als an der Ausfuhr der Bundesrepublik Deutsch- 
land einschließlich Berlin (1972: Berlin 21,6 v. H. / Bundesrepu- 
blik Deutschland insgesamt: 11,4 v.H.; 1973: 19 v. H. /11,5 v. H.; 
1974: 19,9 v. H, / 13,9 v. R; 1975: 24,4 v. R / 16,5 v. R; 1976: 25,9 
V, H. / 16,3 V. H.). Es gibt keinen Grund zu der Annahme, daß die 
Berliner Wirtschaft an den aus Kapitalhilfe finanzierten Liefe- 
rungen und Leistungen im Vergleich zum gesamten Bundes- 
gebiet prozentual geringer beteiligt ist. 


7. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, den in dem 
Kapitalhilfeabkommen geäußerten Wunsch nach bevorzugter 
Berücksichtigung von Leistungen der Industrie des Landes Ber- 
lin wirksamer durchzusetzen? 

Insbesondere: welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
eine verstärkte Einbeziehung der Leistungen aus West-Berlin 
im Rahmen der Entwicklungshilfe herbeizuführen, ohne das 
Prinzip der Lieferungebundenheit deutscher Kapitalhilfe grund- 
sätzlich zu verletzen? 

8. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, bei den Part- 
nern von Kapitalhilfeabkommen die Bevorzugung von Lieferun- 
gen aus dem Lande Berlin auch nach Abschluß der Vereinbarun- 
gen sicherzustellen und dem in den Abkommen ausgedrückten 
Wunsch Nachdruck zu verleihen? 


Im Hinblick auf den engen sachlichen Zusammenhang der Fra- 
gen 7 und 8 wird die Antwort wie folgt zusammengefaßt: 

Die Bundesregierung hat der seit 1963 angewandten Berlin- 
Präferenz-Klausel stets große politische und wirtschaftliche Be- 
deutung beigemessen. Dies zeigt die Tatsache, daß - wie sich 
aus der Antwort zu den Fragen 1 und 2 ergibt - alle Kapital- 
hilfe-Abkommen die Berlin-Präferenz-Klausel enthalten, in 
denen sie für die Erlangung von Aufträgen bedeutsam sein 
kann. Auch nach Auffassung des Senats von Berlin ist die 
Klausel für Berlin unter politischen und wirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten von großer Bedeutung; sie unterstreiche die be- 
sondere Verantwortung der Bundesregierung für Berlin; in 
ökonomischer Sicht ergäben sich positive Auswirkungen auf 
die Absatz- und Beschäftigungslage der Berliner Wirtschaft; ein 
Indiz dafür sei u. a. der - im Vergleich zum gesamten Bundes- 
gebiet - überdurchschnittliche Anteil der Entwicklungsländer 
am Export Berlins. Zum gleichen Urteil kommt die Industrie- 
und Handelskammer zu Berlin, die in der Klausel eine wesent- 
liche indirekte Unterstützung der Bemühungen der Berliner 
Industrie um Aufträge aus den Entwicklungsländern sieht. 
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Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Berlin-Prä- 
ferenz-Klausel - abgesehen von der bei Frage 9 erläuterten 
Ausweitung auf Lieferungen und Leistungen aller Wirtschafts- 
zweige - unter den gegebenen Umständen und Möglichkeiten 
das angemessene Mittel ist, die Interessen der Berliner Wirt- 
schaft im Rahmen der Kapitalhilfe zu wahren. Eine rechtlich 
bindende Ausgestaltung der Klausel würde für die Entwick- 
lungsländer zu unübersehbaren Schwierigkeiten und unzumut- 
barer Beschneidung ihrer Entscheidungsbefugnis bei der Auf- 
tragsvergabe führen, so daß Störungen in der Zusammenarbeit 
mit den Entwicklungsländern zu befürchten wären, überdies 
würde eine Verschärfung der Klausel den Grundsatz der Liefer- 
ungebundenheit verletzen. Insofern sieht die Bundesregierung 
auch keine Möglichkeiten, nach Abschluß der Regierungsabkom- 
men dem in der Klausel ausgedrückten Wunsch Nachdruck zu 
verleihen, um die Bevorzugung von Lieferungen und Leistungen 
aus dem Lande Berlin sicherzustellen. 


9. Ist die Bundesregierung bereit, die Berlin-Klausel in den Kapi- 
talhilfeabkommen nicht nur auf Erzeugnisse der Industrie des 
Landes Berlin zu erstrecken, sondern auch auf Lieferungen und 
Leistungen des Gewerbes, des Handwerks und der Dienstlei- 
stungsberufe namentlich mittelständischer Größenordnungen zu 
erstrecken? 

Die Bundesregierung hat bereits in das Muster für völkerrecht- 
liche Vereinbarungen über die Gewährung von Zuschüssen aus 
Mitteln der Kapitalhilfe und der Technischen Hilfe (sogenannte 
Finanzierungsbeiträge) eine Berlin-Präferenz-Klausel aufge- 
nommen, die sich nicht auf die Erzeugnisse der Industrie be- 
schränkt, Diese Klausel lautet: 

„Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland legt beson- 
deren Wert darauf, daß bei den sich aus der Gewährung des 
Finanzierungsbeitrags ergebenden Lieferungen und Leistun- 
gen die wirtschaftlichen Möglichkeiten des Landes Berlin 
bevorzugt genutzt werden." 

Die Berlin-Präferenz-Klausel des bisher geltenden Musterab- 
kommens für Kapitalhilfe-Darlehen wird im Rahmen der in 
Angriff genommenen Überarbeitung dieses Musters in gleichem 
Sinne geändert werden. Es ist jedoch nicht beabsichtigt, in der 
Klausel einzelne Wirtschaftszweige wie Gewerbe, Handwerk 
oder Dienstleistungsberufe zu erwähnen oder auf bestimmte 
Unternehmensgrößen hinzuweisen. 
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